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Das Kompetenzzentrum

Wenn Microsoft die Stiftung Preußischer Kulturbesitz kauft: Kultur, Ökonomie und die Zukunft Berlins

Von Bernhard Schneider

In der Ökonomie der Zukunft werden, wie Jeremy Rifkin („Access – Das Verschwinden des Eigentums“)
prognostiziert, die eigentlichen Profite nicht mehr mit der Produktion von Gütern oder Dienstleistungen noch bei der Nutzung der Informationsnetze, sondern mit kulturellen Inhalten gemacht. "Microsoft hat damit begonnen, Unternehmen aufzukaufen, die Inhalte produzieren". Berlin verfügt über einen einzigartigen Fundus von „Unternehmen, die Inhalte produzieren". Es gibt darunter ganz große, alte wie die Stiftung Preußischer Kulturbesitz und eine Unzahl ganz kleiner und junger Kulturbetriebe. Die Inhalte, die sie produzieren, decken sowohl sechs Jahrtausende menschlicher Kulturgeschichte ab als auch neueste Entwicklungen und Experimente. Würden sie von Microsoft oder anderen aufgekauft, wäre das keine gute Nachricht. Würden sie nicht aufgekauft, wäre es allerdings auch keine gute Nachricht, denn das hieße, die globalen Kulturkanäle würden von anderen Inhalts-Produzenten bedient und Berlin marginalisiert. 

Statt Zeit, Kraft und Investitionsmittel auf die zukunftssichernde Nutzung der immensen kulturellen Ressourcen und die Aktivierung toten kulturellen Kapitals der Stadt zu konzentrieren, versuchen Legislative und Exekutive - manchmal auch die Kulturakteure selbst - vor allem die Kosten der Kultur zu senken, an denen das Land mit 2,3 Prozent seines notleidenden Haushalts beteiligt ist. Die gerade gescheiterten Koalitionsverhandlungen haben dies wieder einmal bewiesen. Die dringendste Sorge einer weitsichtigen Politik aber sollte die Stellung Berlins am globalen Markt der content industries, also die Produktivität und Alleinstellung seiner Kulturbetriebe sein. Kultur in Berlin war und bleibt Überschußproduktion. Die Nachfrage der Stadt selbst und der dünn besiedelten Region kann nur einen Teil des Angebots aufnehmen. Die mit 3,4 Millionen Einwohnern größte Stadt Deutschlands ist zusammen mit ihrem besonders dünn besiedelten brandenburgischen und mecklenburgischen Umland zugleich viel schwächer besetzt als ein entsprechender Raum beispielsweise um Frankfurt oder im Ruhrgebiet. Die Stadt ist also in höherem Maße auf Fernabsatz bzw. auf Nachfrage-Import angewiesen als das für andere Städte und Regionen gilt. Um dieses regionale Handicap auszugleichen, müßte Berlin also nicht nur vergleichbare, sondern noch intensivere Austauschbeziehungen haben als die anderen Hauptstädte, die nicht nur mehr zentrale Funktionen, sondern zudem noch ein dichtes Umfeld haben. Es liegt also nahe, Strategien für den Fernabsatz der Kulturleistungen Berlins zu entwickeln, und die "raumlosen" Kommunikationsnetze sind dafür privilegierte Instrumente.


In Berlin folgen Kulturproduzenten bei der Vermarktung ihrer Produkte eher Ideen von gestern. Für die Präsentation seiner fabelhaften, aber weit verteilten Architektursammlungen brauche Berlin ein neues Museum, am besten den Wiederaufbau von Schinkels Bauakademie. Die drastische Notlage der Stadt legt in diesem exemplarischen Fall freilich eine Untersuchung nahe, welcher Weg den höheren kulturellen Nutzen und mehr materielle Effizienz verspricht - Bau und laufende Unterhaltung eines neuen Museums oder Speicherung und elektronischer Vertrieb der Bestände durch ein virtuelles Archiv, an dem sich alle Architekturarchive der Stadt beteiligen können. Die Objekte können dabei bleiben, wo sie sind und doch im globalen Netz präsent sein. "Kultureller Nutzen" kann dabei dreierlei bedeuten: einen möglichst hohen Anteil der Bestände zu erfassen und zu präsentieren (Umfang); eine möglichst hohe Zahl von Nutzern zu möglichst geringen Kosten in aller Welt zu erreichen (Reichweite) und, drittens, die globalen Austauschbeziehungen Berlins zu intensivieren, also die Präsenz des Berliner Kompetenzzentrums Architektur in der Welt und die Präsenz der Welt in Berlin zu verbessern.

Eine der zentralen Empfehlungen der vom Diepgen-Senat in Auftrag gegebenen "Berlin-Studie" lautet, die
Austauschbeziehungen Berlins auf allen Gebieten systematisch zu verstärken. Der unterentwickelte Austausch mit der Welt als fortwirkende Folge der Isolierung und Teilung wird als ein zentrale Schwäche, die Normalisierung
dieses Zustandes andererseits als eine der größten Entwicklungschancen Berlins geltend gemacht. Der Zugewinn an politischer Kompetenz als politisches Entscheidungszentrum seit 1999 und die Nebenwirkungen (Zuzug von Medien, Verbänden usw.) machen den ruinösen Kompetenzverlust nicht wett, den Berlin schon seit 1933 erlitten hat. Krieg, Zerstörung, Teilung, Mauer und militärischer Viermächte-Status haben der Stadt fast alle zentralen Kompetenzen für das Land genommen, über die sie als Reichshauptstadt in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft einmal verfügt hatte.
Die nachhaltige Demontage und Isolierung Berlins waren die Grundlage für die Festigung und den Erfolg dieser neuen, dezentralen Struktur des Landes. Wer mit dem Flugzeug nach Deutschland kommt, landet nicht mehr, wie in
anderen Ländern, in der Hauptstadt. Wer Finanz- oder Versicherungsgeschäfte mit deutschen Partnern macht, tut dies ebenfalls in Frankfurt, München oder anderen Zentren, nicht in Berlin. Die Austauschbeziehungen auf industrieller Ebene konzentrieren sich auf den Süden und Westen des Landes.


Diese dezentrale Aufteilung der Austauschbeziehungen des Landes schlägt sich in einem auffallenden Wert der Besucherstatistik Berlins nieder: der Anteil von Ausländern an den Übernachtungen ist viel niedriger als in den
Hauptstädten anderer, stärker zentralisierter Länder. Das erste Jahr nach dem Umzug von Regierung und Parlament nach Berlin brachte zwar einen sprunghaften Zuwachs der absoluten Besucherzahlen um über 20 Prozent. Der
Anteil der Ausländer an den Besuchen aber ist - wie vor dem Regierungsumzug - 27 Prozent. In Madrid sind es 48%; in Rom 71% (trotz Mailand und Turin); in Paris 72% (trotz Lyon, Marseille und Toulouse), in London 76%. In Frankfurt übrigens 51%. Diese Zahl aus der Besucherstatistik korreliert mit der relativ geringen Exporttätigkeit der Berliner Wirtschaft (21 Prozent gegenüber 35 Prozent im Bundesdurchschnitt).


Seitdem Berlin nach jahrzehntelanger Abwesenheit auf die Landkarte Europas zurückgekehrt und wieder Hauptstadt geworden ist, weckt sein Entwicklungsanspruch bei den anderen Regionen nicht nur Zustimmung. Alte und neue Zentralismus-Vorbehalte gegen die Hauptstadt werden wach. Deren Zukunft kann aber - neben der Funktion als Entscheidungszentrum des Landes – nicht von einer Revision der dezentralen Kompetenz- und Funktionsverteilung
erwartet werden. Politik und Wirtschaft Berlins setzen auf drei Kompetenzfelder, die eine nachhaltige Zukunftsentwicklung aus eigener Kraft tragen sollen: Bio-,Medinzintechnik, Verkehrstechnik, und die
Informationstechnik/Multimediabranche. Gelegentlich wird als viertes Feld Umwelttechnik genannt. 

Erstaunlicherweise wird aber Kultur, das eigentlich zukunftsträchtige Kompetenzfeld Berlins, von der Stadtpolitik primär als Kostenfaktor, nicht als Faktor ökonomischer und politischer Zukunftsentwicklung angesehen. Die Auffassung des Präsidenten der Stiftung Preußischer Kulturbesitz - "Wer die Zukunft Berlins will, muß mit der Kultur beginnen" - hat die reale Politik bisher ebenso wenig erreicht wie die Standard-Parole aller Politiker von der
Kultur als "Pfund, mit dem Berlin wuchern kann". Leistungskriterien, wie sie für "Kompetenzzentren" des
naturwissenschaftlich-technologisch-ökonomischen Sektors postuliert werden, sind in der Kultur Berlins alle erfüllt. Sie ist - um nur zwei davon zu zitieren - überregional als Innovationsfeld anerkannt, die Zahl ihrer Akteure und Projekte überschreitet die sogenannte 'Kritische Masse', und sie entwickelt eine starke Eigendynamik.


Der Löwenanteil der Kultureinrichtungen Berlins wird überwiegend noch nach den staatswirtschaftlichen Prinzipien aus der west- und ostberliner Vergangenheit betrieben. Sie in produktivere Organisations- und Betriebsformen zu überführen, die sie in die Lage versetzten, sich der globalen Informationskanäle zu bedienen, erfordert dieselben Schritte, die bei der Privatisierung anderer Staatsbetriebe fällig werden, von der Entschuldung über die Einrichtung wirksamer Kontrollinstanzen bis zu Investitionen in Marketing und Steigerung der Produktivität. Sollen Kulturprodukte Berlins "Pförtnerpositionen in den globalen Netzen besetzen" und zum "Leitsektor der ökonomischen Wertkette" (Rifkin) werden, müssen effizientere Formen der Kontrolle über die Verwendung öffentlicher Mittel an die Stelle des bisher geübten direkten Zugriffs des Abgeordnetenhauses auf den staatlich subventionierten Kulturbetrieb treten. Einen bloßen Kostenfaktor in Höhe von 2,3 Prozent des Berliner Landeshaushalts zum Motor der Zukunftsentwicklung Berlins zu machen, ist allerdings nicht nur für die Politik, sondern für alle beteiligten Akteure keine geringe Herausforderung.

